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Nr. 20. 
Allerhöchſter Gnadenerlaß. 


Die in den heißen Kämpfen des letzten Jahres von Meiner Marine auf allen Kriegsſchauplätzen 
bewieſene Tapferkeit ind treue aufopfernde Pflichterfüllung beſtimmen Mich, auch an Deinen 
diesjährigen Geburtstage, ſoweit nicht einem der Hohen Bundesfürſten das Begnadigungsrecht zuſtehn, 
1. allen Militärperſonen der aktiven Marine, des aktiven Heeres und der Schutztruppen, 
2. allen Perſonen, die ſeit Beginn des jetzigen Krieges aus der aktiven Marine, dem 
aktiven Heere oder den Schutztruppen infolge von Dienſtunbrauchbarkeit oder zu 
Kriegsarbeiten oder aus wirtſchaftlichen Gründen entlaſſen worden find, 
die von Militärbefehlshabern der Marine verhängten Diſziplinarſtrafen und die von Militär- 
gerichten der Marine verhängten Geld⸗ und Freiheitsſtrafen aus Gnade zu erlaſſen, ſoweit die 
Strafen noch nicht vollſtreckt ſind und ſofern die auferlegten oder bereits gemilderten Freiheits⸗ 
ſtrafen ſechs Monate nicht überſteigen. 
Ausgeſchloſſen von der Begnadigung ſollen jedoch Perſonen ſein, 
1. die unter der Wirkung von Ehrenſtrafen ſtehen, 
2. die wegen einer oder mehrerer ſeit der Verhängung der Strafe begangener Handlungen 
mit einer Freiheitsſtrafe von mehr als vierzehn Tagen oder mit Geldſtrafe von mehr 
als einhundertfünfzig Mark oder wiederholt mit Freiheitsſtrafe diſziplinariſch oder 
rechtskräftig gerichtlich beſtraft worden ſind, ſofern dieſe Strafen noch nicht erlaſſen 
ſind. Perſonen, gegen die ein gerichtliches oder diſziplinares Verfahren wegen einer 
ſeit der Verhängung der Strafe begangenen Handlung ſchwebt, ſollen nur unter der 
Bedingung begnadigt ſein, daß in dieſem Verfahren gegen ſie keine ſchwerere Strafe 
als Freiheitsſtrafe von vierzehn Tagen oder Geldſtrafe von einhundertfünfzig Mark 
und keine militäriſche Ehrenſtrafe verhängt wird. Die Strafvollſtreckung iſt bis zur 
Beendigung des ſchwebenden Verfahrens auszuſetzen. N 
Unter dieſen Gnadenerlaß ſollen ferner nicht fallen alle gerichtlich oder diſziplinariſch 
verhängten Strafen wegen Mißhandlung, Beleidigung oder vorſchriftswidriger Behandlung eines 
Untergebenen. Sind mehrere Einzelſtrafen wegen ſolcher Straftaten neben einer oder mehreren 
anderen Einzelſtrafen in einer unter den Erlaß fallenden Geſamtſtrafe enthalten, ſo ermächtige Ich 
den Gerichtsherrn, dem die Strafvollſtreckung obliegt, die Geſamtdauer dieſer Einzelſtrafen nach 
den geſetzlichen Vorſchriſten über die Bildung von Geſamtſtrafen in angemeſſener Weiſe zu ermäßigen. 
R Ergeben ſich durch eine Ausſchließung von der Begnadigung in einzelnen Fällen beſondere 
Härten, ſo iſt Erlaß oder Milderung der Strafe vorzuſchlagen. 

Soweit nach Meinen bisherigen Gnadenerlaſſen Strafen wegen ſchlechter Führung des 
Beſtraften von der Begnadigung bereits ausgeſchloſſen worden ſind, bleiben dieſe früheren Strafen 
auch nach dem gegenwärtigen Erlaß ausgeſchloſſen. 
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Iſt auf Geldſtrafe neben Freiheitsſtrafe erkannt, ſo iſt die erſtere nur dann erlaſſen, 
wenn die Freiheitsſtrafe unter dieſen Erlaß fällt. 

Hinſichtlich der Militärperſonen Meiner Marine, welche ſich am heutigen Tage im Aus- 
lande oder auf der Reiſe innerhalb der heimiſchen Gewäſſer befinden, ſoll für die Gnaden 
erweiſungen derjenige Tag maßgebend ſein, an welchem dieſe Meine Ordre zur Kenntnis des 
Befehlshabers gelangt iſt, der die Ausführung des Gnadenerlaſſes zu veranlaſſen hat. 

Ich beauftrage Sie, für die Bekanntmachung, Ausführung und Erläuterung dieſes Er— 
laſſes Sorge zu tragen. 


Großes Hauptquartier, den 27. Januar 1917. 
Wilhelm. 


In Vertretung des Reichskanzlers. 


v. Capelle. 
An den Reichskanzler (Reichs-Marine-Amt). 


Berlin, den 27. Januar 1917. 


Vorſtehender Allerhöchſter Gnadenerlaß wird zur Kenntnis der Marine gebracht und 
folgendes beſtimmt: 

1. Hinſichtlich des Begnadigungsrechts der Bundesfürſten wird auf die im Anhang zur 
Militärſtrafgerichtsordnung (Seite 38ff.) abgedruckten Vereinbarungen verwieſen. 

2. Von gerichtlichen Strafen kommen nur diejenigen in Betracht, die bis zum heutigen 
Tage einſchließlich rechtskräftig verhängt ſind. Hinſichtlich der im vorletzten Abſatze des Erlaſſes 
genannten Perſonen tritt der dort bezeichnete Tag an die Stelle des heutigen. 

3. Die Ausführung des Gnadenerlaſſes iſt unverzüglich zu veranlaſſen: 

a) durch die Vorſtände der Feſtungsgefängniſſe, ſoweit die Strafverbüßung in letzteren 

erfolgt, 

b) durch die Gouverneure, Kommandanten oder Garniſonälteſten in den Fällen, in denen 
die Strafen in einer Feſtungsgefangen⸗, Feſtungsſtubengefangen⸗ oder in einer Arreit- 
anftalt des Heeres oder der Marine verbüßt werden, mit Ausnahme der beiden Arreit- 
anſtalten in Berlin, wo die Vorſteher das Erforderliche zu veranlaſſen haben, 

c) durch die Schiffskommandanten für die eingeſchifften Perſonen, 

d) durch die Gerichtsherren in den Fällen, in denen die Strafe noch nicht angetreten iſt. 

Die unter a bis c genanuten Stellen haben von Entlaſſungen auf Grund des Gnaden— 
erlaſſes demjenigen Gerichtsherrn Mitteilung zu machen, der die Strafvollſtreckung veranlaßt hat. 

4. Iſt die Strafvollſtreckung gemäß § 15, Abſatz 3 des Militärſtrafgeſetzbuchs auf die 
bürgerliche Behörde übergegangen, fo iſt dieſe durch den Gerichtsherrn, der die Strafvollſtreckung 
zu veranlaſſen hat ($ 451 der Militärſtrafgerichtsordnung), unverzüglich von der Begnadigung zu 
benachrichtigen. 

5. Hinſichtlich der Dauer der „auferlegten Freiheitsſtrafen“ hängt die Anwendbarkeit des 
Gnadenerlaſſes davon ab, ob die Geſamtſtrafe (auch im Falle des § 79 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
oder mehrere ſelbſtändige Strafen aus ein und demſelben Urteil in ihrer Geſamtdauer ſechs Monate 
überfteigen, wobei die richterliche oder geſetzliche Anrechnung der Unterſuchungshaft außer Ve: 
tracht bleibt. 

6. An die Stelle der in den bisherigen Gnadenerlaſſen vorgeſehenen ſchlechten Führung 
des Beſtraften ſind unter Abſatz 2 Ziffer 2 des jetzigen Erlaſſes Beſtrafungen der dort vor⸗ 
den Art als Ausſchließungsgrund getreten. Die Entſcheidung des Staatsſekretärs des Reichs⸗ 
Marine⸗Amts iſt daher nur noch in den Fällen einzuholen, in denen über die Anwendbarkeit des 
Gnadenerlaſſes Zweifel entſtehen. Nur ſolche Beſtrafungen ſchließen von der Begnadigung aus. 
denen eine ſeit der Verhängung der Strafe, um die es ſich handelt, bis einſchließlich heute be- 
gangene Handlung zugrunde liegt. Eine wiederholte Beſtrafung mit Freiheitsſtrafe, zu der im 
Sinne des Erlaſſes auch die Haftſtrafe gehört, liegt auch dann vor, wenn die eine Strafe eine 
gerichtliche, die andere eine Diſziplinarſtrafe iſt. 
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Beim Vorliegen dieſes Ausſchließungsgrundes find auch die die Ausſchließung bewirkenden 
und etwaige ſonſtige Strafen nicht erlaſſen. 

7. Sind in einer unter den Erlaß fallenden Geſamtſtrafe eine oder mehrere Einzelſtrafen 
wegen Mißhandlung, Beleidigung oder vorſchriftswidriger Behandlung eines Untergebenen enthalten 
ſo ſind nur dieſe von der Begnadigung ausgeſchloſſen. Die ermäßigte Strafe darf die Dauer der 
erkannten Geſamtſtrafe und die geſetzlichen Grenzen der Strafart, in der ſie feſtgeſetzt wird, nicht 
überſteigen. Sie iſt durch den ſie feſtſetzenden Gerichtsherrn unter Angabe der nicht erlaſſenen 
Einzelſtrafen aktenkundig zu machen. 

S. Die im Erlaß vorgeſehenen Einzelvorſchläge auf Erlaß oder Milderung der Strafe 
ſind an die in § 12 der Allerhöchſten Verordnung über die Strafrechtspflege bei der Marine in 
Kriegszeiten vom 21. Auguſt 1900 bezeichneten Befehlshaber und in Ermangelung ihrer Zuſtändig⸗ 
keit an den Präſidenten des Reichsmilitärgerichts auf dem Dienſtwege und unter Beifügung der 
Unterſuchungsakten zu richten. 

9. Eine Löſchung der erlaſſenen Strafen in den militäriſchen Liſten findet nicht ſtatt; 
in der Spalte „Bemerkungen“ iſt die Nichtvollſtreckung oder nur teilweiſe Vollſtreckung auf Grund 
des Erlaſſes zu vermerken. 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
A. IIa. 3. v. Capelle. 


Nr. 21. 
Allerhöchſte Erlaſſe über Löſchung von Strafeinträgen. 


Auf den Bericht vom 16. Januar 1917 will Ich in Gnaden genehmigen, daß im Strafregiſter 
und in den polizeilichen Liſten alle noch nicht gelöſchten Vermerke über die bis zum 27. Januar 1907 
einſchließlich) von den Konſulargerichten und den Gerichten der Kaiſerlichen Marine und der 
Schußtruppen feſtgeſetzten oder von Schutzgebietsbehörden gegen Nichteingeborene ausgeſprochenen 
Strafen gelöſcht werden, wenn N 
1. der Beſtrafte keine anderen Strafen erhalten hat als Gefängnis bis zu ei Jahre 
einſchließlich oder Feſtungshaft bis zu einem Jahre einſchließlich ober 19 
Haft oder Geldſtrafe oder Verweis allein oder in Verbindung miteinander oder mit 
Nebenſtrafen, N 
2. gegen den Beſtraften nach dem 27. Januar 1907 bis zum heutigen Tage nicht wieder 
auf Strafe wegen eines Verbrechens oder Vergehens gerichtlich erkannt iſt. 


Großes Hauptquartier, den 27. Januar 1917. 


Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. 
An den Reichskanzler. (R. J. A. 347.) 


II. 


Ich will in Gnaden genehmigen, daß im Strafregiſter und in den polizeili i 
f 1 ] u, D polizeilichen Liſten alle noch 
nicht gelöſchten Vermerke über die bis zum 27. Januar 1907 keinſchließlich 995 Ben Zivil⸗ 
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gerichten oder von Militärgerichten des preußiſchen Kontingents erkannten, ſowie über die bis zu 
dem bezeichneten Tage durch Verfügung preußiſcher Polizeibehörden feſtgeſetzten Strafen gelöſcht 
werden, wenn 

1. der Beſtrafte keine anderen Strafen erhalten hat als Gefängnis bis zu einem Jahre 

einſchließlich oder Feſtungshaft bis zu einem Jahre einſchließlich oder Arreſt oder 
Haft oder Geldſtrafe oder Verweis allein oder in Verbindung miteinander oder mit 
Nebenſtrafen, 

2. gegen den Beſtraften nach dem 27. Januar 1907 bis zum heutigen Tage nicht wieder 

auf Strafe wegen eines Verbrechens oder Vergehens gerichtlich erkannt iſt. 

Auf die Strafen, die von einem der mit anderen Bundesſtaaten gemeinſchaftlichen Ge- 
richte erkannt ſind, findet dieſer Erlaß Anwendung, ſofern nach den mit den beteiligten Regierungen 
getroffenen Vereinbarungen die Ausübung des Begnadigungsrechts in dem betreffenden Falle 
Mir zuſteht. 

Die Miniſter der Juſtiz, des Innern und des Krieges haben die zur Ausführung dieſes 
Erlaſſes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


Großes Hauptquartier, den 27. Januar 1917. 


Wilhelm. 


ggez. v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern. 


An das Staatsminiſterium. 


Berlin, den 27. Januar 1917. 


Vorſtehende Allerhöchſte Erlaſſe werden mit der Beſtimmung zur Kenntnis der Marine 
gebracht, daß die Ausführungsbeſtimmungen vom 27. Januar 1916 — A. IIa. 970 — (Marine⸗ 
verordnungsblatt Seite 17) entſprechende Anwendung zu finden haben. 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
A. Ila. 803. v. Capelle. 


— — — 


